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Luzern provoziert mit Sparmassnahmen im Bildungsbereich nationale Schüler- und Lehrerverbande 

Die Luzemer Regiemng will 
aus Spargründen in Gymnasien 
und Berufsschulen Zwangsferien 
anordnen. Lehrer und Schüler 
wollen auf die Barrikaden gehen 
und den Kantonsrat dazu brin-
gen, die Massnahme abzulehnen. 

Erich Asch·wanden, Luzern 

We:nn der Luzerner Finanzdirektor 
Marcel Schwerzmann ausloten wollte, 
wo di e Grenzen des Sparens liegen, hat 
er einen Volltreffer gelandet. Seít der 
parteilose Regierungsrat verkündet hat, 
dass in den nachsten beiden Jahren die 
Berufsfachschulen und Gymnasien je 
eine vVoche geschlossen bleiben sollen, 
gehen die Wogen der Emporung hoch. 
Gisela Meyer Stüssi, Vizeprasidentin 
des Vereins Schweizerischer Gymna-
siallehreri:nnen und -lehrer (VSG), 
glaubte erst an einen Scherz. Seitdem 
sie weiss, dass es die Luzerner Regie-
rung durchaus ernst meint, liegt für sie 
«Seldwyla in der Innerschweiz». 

Schwache Schiiler leiden 
Konkret soll die aussergewohnliche 
Massnahme so umgesetzt werden, dass 
die Gymnasiasten nach den Herbst-
ferien2014 und 2015 jeweils eine Woche 
Zwangsferien verordnet erhalten. Be-
rufsschüler sollen in dieser Zeit nicht 
unterrichtet werden und stattdessen 
ihren Lehrbetrieben zur Verfügung ste-
hen. Für den Kanton Luzern ergibt sich 
dadurch ein Sparpotenzial von 8,16 Mil-
lionen Franken, weil díe Lehrer in die-
ser schulfreien Zeit ihre angehauften 
Überstunden abbauen. 

Auf volliges Unverstandnis stosst 
diese Sparidee bei der Uníon der 
Schülerorganisationen Schweiz/Liech-
tenstein, wie das Vorstandsmitglied Gi-
sele Truong erklart: «Im Kan to n Luzern 
wírd das Bedürfnís nach einer kurzfris-
tig guten Steuerlage den Forderungen 
nach nachhaltiger Bildung vorange-
stellt.» Díe Verkürzung der Schulzeít 
verstarke den Druck wahrend der übri-
gen Schulwochen. Vor allem für schwa-
chere Schüler schaffe dies Probleme. In Zwangsferien an Schulen sollen den Luzerner Haushalt entlasten. 

s 

die gleiche Kerbe schlagt Meyer Stüssi. 
Sie sieht in den Schülerinnen und Schü-
lern die wahren Leidtragenden, da sie 
daran gehindert würden, in der Schule 
das notwendige Wissen zu erwerben, 
das sie für den Beruf oder die weiter-
führenden Ausbildungsgange benõtig-
ten. «Die Sparmassnahmen im Bil-
dungswesen nehmen langsam die For-
men eines Shutdowns an, wie er in 
den USA bei Nationalparks, Museen 
und anderen offentlichen Einrichtun-
gen erfolgte», kritisiert die Vlzeprasi-
dentin des Gymnasiallehrer-Verbandes. 

Offentlichkeit aufrütteln 
Noch sind die Schulschliessungen nicht 
in Stein gemeisselt, müssen sie doch vom 
Luzerner Kantonsrat in der Dezem-
bersession gutgeheissen werden. Remo 
Herbst, Prasident des Verbands Luzer-
ner Mittelschullehrerinnen und -lehrer, 
setzt auf starken Widerstand aus der 
Bevõlkerung. Mari. werde Parlamentarier 
und Offentlichkeit offensiv informieren 
über die negativen Folgen, welche die 

immer drastischeren Schritte für Schüler, 
Eltern und Lehrer hatten. Mit der Unter-
stützung des nationalen Verbandes kann 
Herbst rechnen. «Falls diese Massnahme 
wírklich durchgeführt wírd, müssten die 
Leitung und die Verwaltung des Kantons 
auch auf einen ebenso grossen Anteil 
ihres Gehaltes verzichten bzw. in unbe-
zahlte Ferien geschickt werden», fordert 
Meyer Stüssi. Lehrerinnen und Lehrer 
sollen nicht die einzigen Opfer sein. 

Interessant wird sein, wie stark sich 
Schüleri:nnen und Schüler für die politi-
sche Diskussion engagieren. Bereits vor 
einem Jahr bereiteten rund 1500 Schü-
ler den Luzerner Kantonsraten vor 
der Budgetdebatte einen unfreundli-
chen Empfang. Mit Trillerpfeifen, Mu-
sik aus grossen Lautsprechern und 
Sprechchoren versuchten sie Abstriche 
im Bildungswesen zu verhindern. Im 
Dezember 2012 waren diese Proteste 
noch vergeblich, doch angesichts des 
schweizweiten Echos, welches die neu-
en PHine der Regierung auslõsen, konn-
te dies 2013 anders aussehen. 
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schlechten Zeiten wachsen die Schulldassen 
dgy. · Es gibt verschiedene Wege,_ um im 
Bildungsbereich mit kleineren Korrektu-
ren Millionenbetrage einzusparen. Ein 
beliebter Puffer ist die Grõsse der Schul-
klassen. In Bern, wo übemachste Woche 
die Sparmassnahmen der Angebots- und 
Strukturüberprüfung behandelt werden, 
sorgt die Erhõhung der durchschnitt-
lichen Grosse von 19,2 auf 19,7 Kinder 
pro Klasse an der Volksschule für Auf-
regung, Im Kanton Bern konnten so 120 
Klassen insgesamt geschlossen und 300 
Stellen abgebaut werden. Damit konnen 
4,5 Millionen Franken gespart werden. 

Die Massnahme ist ein Vorschlag der 
parlamentarischen Finanzkommission, 
die auf diese Weise verhindem will, dass 
bei Behinderten und Alten gespart wer-
den muss. Auch im Kanton Aargau soll 
im Rahmen des Sparpaketes, das der 
Regierungsrat Ende August vorlegte, an 
der Klassengrosse geschraubt werden: 
Fast zwei Millionen Franken kõnnten 
gespart werden, wenn die Mindestgr!)s-
sen an Primarschulen von 12 auf 15 Kin-

der angehoben würde. In beiden Kanta-
nen ist die Kritik von Lehrern und Ver-
tretern aus dem Bildungsbereich erheb-
lich. Klassengrossen smd in der Bil-
dungspolitik ein Dauerbrenner: Schon 
auf kleine Veranderungen reagiert die 
Offentlichkeit empfindlich. 

Die Anhebung der Klassengrõssen ist 
kein Novum: Stets wenn gespart werden 
muss, geraten die Schulldassen ins Visier: 
Im Kanton Basel-Landschaft kam es 
deswegen vor einem Jahr gar w einer 
Volksinitiative, auf die die Regierung mit 
einem Gegenvorschlag reagieren musste. 
Dabei ist umstritten, wie stark die Quali-
tat de r Bildung leidet, wenn ein o d er zwei 
Schüler zusatzlich in die Klasse kommen. 
Doch der angepeilte Durchschnittswert 
kann oft nicht si:nnvoll flachendeckend 
umgesetzt werden. In der Folge müssen 
in landlichen Gebieten ganze Klassen 
verlegt oder aufgehoben werden, was zu 
langeren Schulwegen führt. Oder in den 
Stadten kommt es zu besonders vielen 
Klassen mit hohen Schülerzahlen. 

Bundesrat beschliesst eine Frauenquote von 30 Prozent for 24 bundesnahe Betriebe 

Bund soll Nehenjohs 
ldarer rege1n 

Bank-Engagement mit Folgen 
Der Bundesrat macht ernst 
bei der Frauenforderung in den 
Verwaltungsraten der bundes-
nahen Betriebe. Ziel ist ein 
Frauenanteil von 30,Prozent. 
Besonders viele Frauen muss 
Doris Leuthard finden. 

hii. Bern · Nach den Stadten Bern, 
Zürich, Schaffhausen und dem Kanton 
Basel-Stadt führt auch der Bund eine 
Frauenquote ein. Diese gilt für die Ver-
waltungsrate und obersten Leitungs-
gremien von 24 bundesnahen Betrie-
ben - von den SBB über die Suva bis 
zum bundeseigenen Fünfsternhotel 
Bellevue. Es handelt sich um Gremien, 
di e allesamt · vom Bundesrat gewahlt 
werden (vgl. Box). Für die Bundesver-
waltung gelten schon langer Sollwerte 
für die Vertretung der Frauen. 

In Kraft tritt die neue Regelung 
2014; für die Umsetzung. gibt sich der 
Bundesrat Zeit bis 2020. Konkret will er 
bei Ersatzwahlen stets die Zielquote 
von 30 Prozent im Auge haben. Bei 
künftigen Vakanzen in diesen Gremien 
gilt also: Cherchez la femme! «Bei jeder 
Neuwahl in eines dieser Gremien vvird 

Eidgenossischen Personalamts (EPA). 
Wenn ein Bundesratsmitglied trotz un-
genügendem Frauenanteil Ma:nner zur 
Wahl vorschlagt, wírd es dies künftig in 
seinem Vl/ahlantrag begründen müssen. 
Das bedeutet, dass in Gremien, wo der 
Frauenanteil tief ist, weibliche Kandi-
daturen einen Vorteil haben. 

Der Bundesrat kann auch gegen die 
Zielgrosse verstossen. Die Frauenquote 
ist keine verbindliche juristische Vor-
gabe, sondern nur eine Selbstverpflich-
tung. «Wenn die Zielquote nicht er-
reicht wird, gibt es keine Sanktion, aber 
es mtiss eine gute Begründung dafür 
vorliegen», sagt EPA-Chefin Schaerer. 

Wo Frauen selten sind 
Selber spricht der Bundesrat nicht von 
einer Frauenquote, sondem von einer 
«Geschlechterquote». Das bedeutet, 
dass auch der Manneranteil in diesen 
Gremien künftig 30 Prozent nicht unter-
schreiten soll. In der Realitat ist dies 
aber kein Problem, da die Frauen in kei-
nem der 24 Gremien die Mehrheit ha-
ben. D er Bundesrat selber halt in einem 
Communiqué fest, dass es heute nur in 
«wenigen» Verwaltungs- und Instituts-
raten der bundesnahen Betriebe einen 

merhin ein Viertel der betroffenen Gre-
mien erreicht die geforderte Frauen-
quote bereits heute. In rund einem wei-
teren Viertel der Verwaltungsrate ge-
nügt schon ein zusatzliches weibliches 
Mitglied, um die 30 Prozent zu errei-
chen. Am hochsten ist der Frauenanteil 
beim Eidgenõssischen Hochschulinsti-
tut für Berufsbildung (44 Prozent). All 

WO DIE O.UOTIE ÜBIERAU. GllT 
hii. Bern · Die vom Bundesrat be-
schlossene Zielquote gilt für folgende 
Betriebe: Ruag, Identitas AG (Tier-
verkehrsdatenbank), Skyguide, Hypo-
thekar-Bürgschaftsgenossenschaft für 
Wohneigentumsforderung, Kaseunion, 
SBB, Eidgenossisches Nuklearsicher-
heitsirispektorat, Finanzmarktaufsicht, 
Eidgenossische Revisionsaufsichtsbe-
hõrde, Coopérative Romande de cau-
tionnement immobilier (sozialer Woh-
nungsbau ), Su va, Pensionskasse Publica, 
Post, Exportrisikoversicherung, Radio-
und Femsehgesellschaft SRG, Schweiz 
Tourismus, Swiss Investment Fund for 
Emerging Markets, Swissmedic, Pro 
Helvetia, Hotel Bellevue-Palace Im-
mobilien AG. Institut für 2:eisti!!es Ei-

diese Zahlen reprasentieren den Stand 
von Ende 2012. 

Für einige Institutionen konnte die 
Frauenquote allerdings zum Problem 
werden - vor allem in technischen 
Bereichen, wo Frauen generell eine Sel-
tenheit sind. So sitzt im fünfkopfigen 
.Verwaltungsrat des Rüstungskonzems 
Ruag keine einzige Frau, ebenso wenig 
im siebenkopfigen Verwaltungsrat der 
Flugsicherung Skyguide. In den Verwal-
tungsraten der SBB und des Eidgenos-
sischen Nuklearsicherheitsinspektorats 
(Ensi) gibt es nur j e eine Frau. Auch im 
Post-Verwaltungsrat fehlt eine Frau. 

Für die meisten dieser eher techni-
schen Gremien ist Bundesratin Doris 
Leuthard zustandig - sie ist bei der 
Suche nach Verwaltungsratinnen also 
besonders gefordert. Nicht anwendbar 
ist die neue Frauenquote hingegen für 
die borsenkotierte Swisscom. 

Auch Sprachenquoten 
Der Bundesrat macht sich selber aber 
nicht nur Vorgaben bezüglich der Ge-
schlechter. Auch die vier Landesspra-
chen sollen in den Verwaltungsraten 
künftig plus/minus gemass ihrem Be-
volkerunf!santeil vertreten sein. Das 

dsc. · D er Bundesrat soll prüfen, o b bei 
leitenden Angestellten von Bundes-
betrieben neue Regeln für Neben-
beschaftigungen gelten sollen. Dies ver-
langt die Geschaftsprüfungskommis-
sion des Standerates aufgrund der Er-
fahrung mit d em früheren Postchef Jürg 
Bucher, der 2012 in den Verwaltungsrat 
der Valiant-Bank wechselte. Noch wah-
rend seiner letzten Monate als Postchef 
erhielt Bucher ein Honorar von seinem 
künftigen Arbeitgeber. Die Kommis-
síon stellt fest, dass weder di e Post noch 
das Departement für Um-
welt, Verkehr, Energie und Kommuni-
kation über die Vorleistungen Buchers 
an seinen neuen Arbeitgeber genau in-
formiert waren. Die in der Kaderlohn-
verordnung vorgesehene Meldepflicht 
von Nebenbeschaftigungen l;labe eine 
hohe Bedeutung, urn Interessenkonflik-
te sowie eine Minderung der Leistungs-
fahigkeit von Kadermitarbeitern zu ver-
hindern, halt die Geschaftsprüfungs-
kommission fest. Deshalb müsse aus 
Sicht der Kommission für zukünftige 
Falle eine Prazisierung der Bestimmun-
gen über die Nebenbeschaftigungen des 
obersten Kaders geprüft we:rden. 

Der frühere Postchef hatte seine 
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ikalitiit stosst ab, Pragmatismus zahlt sich politisch aus: Das ist eine der Lehren, die 
kas Republikaner aus de n Wahlen dieser Woche ziehen konnen. Von Andreas Rüesch 
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nokratischer Erdrutschsieg in d er Stadt N e w 
republikanischer Triumph in New Jersey, 

ttiv knapp von den Demokraten gewonnenes 
J. in Virginia: Auf den ersten Blick lasst sich 
en amerikanischen Wahlresultaten vom 
:tg keine einheitliche Tendenz herauslesen. 
merin ungeraden Jahren wurden di e Bürge-
und Bürger nur in einigen wenigen Glied-
an die Urnen gerufen; es ist daher gewagt, 

Mal zum Gouverneur gewahlt zu werden- diesmal 
sogar mit dem koinfortablen Vorsprung von mehr 
als 20 Prozentpunkten. Das ist umso eindrücklicher, 
als die Waliler bei reprasentativen Befragungen vor 
den Stirnmlokalen sich überwiegend negativ über 
die Republikanische Partei geaussert ha ben. 

Die eigene Steuerstrategie setzt den Kanta n Luzern unter Druck. Schulschliessungen müssen 
aber, auch als vorübergehende Massnahme, tabu bleiben. Von Michael Schoenenberger 

:hlüsse auf die politische Stimmung irn gan-
o.d zu ziehen. Trotzdem wird die regional ge-
Momentaufnahrne nun in beiden Parteien 
kussion über Strategie un d Positionen gewal-
;uern. Denn der diesjahrige <<Election Day» 
:ztlich nur ein Test für kommende landes-
ilachtproben- die Kongresswahlen in einem 
1d die Prasidentschaftswahlen von 2016. 

Eine aussterbende Gattung 

em die Republikaner finden in den Resulta-
n Dienstag reichlich Anschauungsinaterial. 
lf Kandidat für die Nachfolge des New Yor-
rgermeisters nicht ei.nmal einen.Viertel der 
:n auf sich vereinigen konnte, wird zwar weit-
mit einem Schulterzucken quittiert. Langst 
n sich daran gewohnt, dass die Demokraten 
dt am Hudson River zu ihrer Bastion ausge-
1ben. Dabei geht vergessen, dass noch zu Be-
eses Jahrhunderts sowohl die Stadt als auch 
at New York vón Republikanern regiert wur-
;r Typus des gemassigten Republikaners, wie 
: auf vielen politischen Posten im Nordosten 
A anzutreffen war, ist seither beinahe ausge-
t. Der Schwenk der Partei nach rechts irn 
J.es letzten Jahrzehnts hat dazu geführt, dass 

. Kontrast zwischen zwei Staaten 

Christies Erfolgsrezept besteht einerseits aus seiner 
zupackenden Personlichkeit, die als aufrichtig und 
erfrischend empfunden wird, anderseits aus seiner 
pragmatischen, unideologischen Art, wie er in den 
vergangenen vier Jahren regiert hat. New Jersey 
sieht in ihm prino.ar einen Manager, nicht einen Par-
teipolitiker. Ursprünglich ein Liebling der Tea-
Party-Bewegung, hat er sich inzwischen recht deut-
lich von den doktrinaren Hitzkopfen in seiner Par-
tei distanziert. Als seine Kollegen ino. Kongress so 
weit gingen, irn Streit um die Gesundheitsreform 
lind den Haushalt die Bundesverwaltung lahmzu-
legen, hat er diese Taktik scharf kritisiert. 

Christies Sieg vom Dienstag strahltumso heller, 
als der dogmatische Flügel seiner Partei gleichen-
tags in Vrrginia eine herbe Niederlage erlitt. Die 
Republikaner verloren dort den Gouverneurs-
posten an die Demokraten, obwohl diese alles 
andere als einen starken Bewerber ins Rennen ge-
schickt hatten. Aber die Republikaner machten den 
Fehler, dass sie.mit einem Kandidaten antraten, der 
mit seiner prononciert religios-konservativen Hal-
tung gemassigte Wahlerinnen und Wahler abstiess. 

Chrístie auf dem Sprungbrett 

dieser Sorte zwischen Konservativen und Ob der radikale republikanische Flügel damit = 
zerrieben wurden. Manche Republikaner - Einsícht kommt, dass es wichtiger ist, Wahlen zu ge-
er abtretende Bürgermeister Bloomberg - winnen, als die reine Lehre · zu verteidigen, bleibt 
;erten ihre Karriere, indem sie aus der Partei fraglich. Immerhin hat aber Gouverneur Christie in 

Diese ist dadurch ideologisch geschlosse- New Jersey demonstriert, dass Kompromissbereit-
vorden, hat aber gleichzeitig an Vielfalt und schaft keine Sünde ist, sondern sich politisch aus-
thlungskraft verloren. Auf nationaler Ebene zahit. Christie gehort nun automatisch zu den Favo-
ch das. · riten irn Feld · der republikanischen Prasident-

deshalb erregt d er Erfolg des Republika- schaftsanwarter für 2016. Er kann auf Regierungs-
lrris Christie ino. benachbarten Ne w Jersey erfahrung und breiten Rückhalt in einer demokrati-
Aufsehen. Christie verkõrpert einen ande- schen Hochburg verweisen- das ist ni eh t wenig. Die 

ms Politiker als den soe ben beschriebenen: Annalrrne, dass dieser Vollblutpolitiker New Jersey 
ein Zentrist, sondern ein Konservativer, der auch in einer Prasidentschaftswahl den Demokra-
iner Ablehnung von Abtreibungen und ten entreissen konnte, ist jedoch gewagt: La u t Um-
eschlechtlichen Ehen kein Hehl macht. D en- fragen würden die dortigen Wãhler lieber Hillary 
t t er das Kunststück geschafft, irn linksliberal Clinton als ihren Gouverneur ins Weisse Ha us schi-
:en Staat New Jersey bereits zum zweiten cken. Wunder kann auch Christie nicht vollbringen. 

D er Kanton Luzern betreibt eine offensive Steuer-
politik. Mit der deutlichen Heràbsetzung der Steu-
erbelastung für juristische Personen versucht er, 
seine Standortattraktivitat für Unternelrrnungen 
aus dem In- und Ausland zu erhõhen. Nichts daran 
ist verwerflich. Im Gegenteil: Unter den entschei-
denden Fakto.ren, welche die herausragende vVett-
bewerbsposition der Schweiz erklaren, ist der 
Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen an vor-
derster Stelle zu nennen. Er wirkt naturgemass 
nicht n ur massigend auf di e Steuer;belastung - was 
allen zugutekommt -, sondern zwingt die Gliedstaa-
ten auch zum haushalterischen Umgang mit den 
Mitteln. Daran sollte man nicht rütteln. 

D er Luzerner Finanzdirektor sieht sich mit sei-
ner mutigen Strategie auf Kurs. Die Steuereinnah-
men von juristischen Personen sanken irn Kanton 
zwar von 133 Millionen Franken (2011) auf 94 Mil-
lionen (2012). Doch für 2013 budgetiert er mit 116 
Millionen - und er ist zuversichtlich, dass dereinst 
ein insgesamt hõheres Steueraufkommen resultiert. 
Bevor die fetten Jalrre allerdings wieder kommen 
(sollen), muss die Regierung sparen. Sie schlagt 
vorübergehende Mehreinnahmen vor und schàut, 
in welchen Bereichen si e weniger ausgeben kann. 

Kontraproduktive Idee 

Üb!3rnommen wurde nun eine Idee aus dem Kan-
ton St. Gallen: Einzelne Schulen werden für eine 
gewisse Zeit geschlossen. Im Fali Luzern trifft es 
Gymnasien und Berufsschulen. Sie schliessen, so 
das Parlament .dem Vorschlag zustimmt, 2014 und 
2015 für j e eine Woche. Die Luzerner Regierung ist 
der Ansicht, dies sei ein vertraglicher Beítrag der 
Schüler und d er Lehrpersonen zur eingeschlagenen 
Steuerstrategie, zumal es bei Letzteren um den Ab-
bau von angehaufter Überzeit geht. Alle sollen 
ihren Beitrag leisten, will der Standort Luzern so 
gut dastehen wie der Nachbarkanton Zug. Doch die 
Massnalrrne ino. Schulbereich setzt nicht den richti-
gen Schwerpunkt, und sie ist politisch unklug. 

Zum Politischen: Mit der angepeilten Schul-
schliessung spielt die Regierung all jenen in die 
Hande, die den Steuerwettbewerb als ruinos be-
zeichnen. Wenn sogar Schulen - temporar - ihre 
Tore schliessen, dann, sagen diese Stimmen nicht 
ganz unberechtigterweise, kann etwas an der Strate-
gie nicht stimmen. Bürgerinnen und Bürger bezah-
len Steuern, und si e ha ben ein Anrecht darauf, dass 

der Staat ino. Gegenzug die grundlegenden Leistun-
gen erbringt. Dazu zahlen in der Schweiz, so wie das 
Bildungswesen jetzt organisiert ist, sicherlich die 
obligatorische Grundschule und berufliche wie 
gemeinbildende Schulen auf der Sekundarstufe II. 
Schulschliessungen werden irn politischen Diskurs 
die verfolgte Steuerstrategie arg unter Druck setzen 
- was di e geharnischten Reaktionen aus linken und 
gewerkschaftlichen Kreisen·schon jetzt zeigen. 

D er Staat wiichst 

Das Grundübel liegt aber nicht im Steuerwettbe-
werb, sondern anderswo. Denn was für so viele 
wohlstandsgenahrte westeuropaische Staaten gilt, 
trifft irn Kleinen auch auf den Zentralschweizer 
Kanton zu: Die Staatsausgaben sind stetig ange-
wachsen, und sie wachsen weiter. Das Ausgaben-
wachstum war, wie der Luzerner Finanzdirektor 
auch zugibt, gemessen am Wrrtschaftsaufkommen 
zu hoch. Hier setzt er richtigerweise auch an und 
verfolgt die Absicht, 2014 das Ausgabenwachstum 
auf 0,7 Prozent zu drosseln. De facto jedoch wird 
immer noch mehr ausgegeben als in der Vorperiode 
:_ was all j ene, die geme vom «Totsparen des Staa-
tes>> sprechen, leichtfertig beiseiteschieben. 

Doch zurück zu den Schulen. «Zwangsferien>> 
sind wenig nachhaltig. Auch wenn die Lehrperso-
nen Überzeit auf diesem Wege abbauen· und der 
Kanton rund 8 Millionen Franken weniger ausgibt, 
wird künftig wieder Überzeit anfallen. Das Problem 
ware grundsatzlicher anzugehen. Es ginge darum, 
Strukturen zu andern. Doch es ist eine Binsenweis-
heit: Staatswesen bekunden grõsste Mühe, struktu-
relle Korrekturen vorzunelrrnen. Bei den Berufs-
und Gymnasiallehrern würde das zum Beispiel be-
deuten, dass ihr Pflichtpensum erhoht werden 
müsste. Im Kanton Luzern liegt dasjenige der Gym-
nasiallehrer derzeit - eine Vollzeitanstellung vor-
ausgesetzt - bei 23 Lektionen. In 38 Schulwochen 
kommen so jahrlich 874 Lektionen zusammen. Es 
gibt Kantone, die eine wesentlich hohere Unter-
richtsverpflichtung kennen. 

Mit Schulschliessungen werden die Schülerinnen 
und Schüler bestraft- also letztlich die Bildung an 
sich. Das ist bequem, weil die Jugendlichen das 
schwachste Glied in der Kette sind. Will der Staat 
die Aufgaben aber nachhaltig lbsen, muss er dort-
hin gehen; wo es wirklich unangenehm wird. In die-
sem Fali würde es den Lehrkõrper betreffen. 

/ 
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Auf den SRG-Sendern wird die erste Folge der Geschichtsreihe «Die Schweizer» ausgestrahlt. In vier Sendungen zu j e 52 Minuten werden sechs Personlichkeiten 
der Schweizer Geschichte portriitieri. Bei aller berechtigten Kritik an der Reihe: Die Umsetzung ist bemerkenswert gut gelungen. Von Ueli Haldimann 

1, dass es «Die Schweizer>> jetzt gibt, bin ich 
ganz unschuldig. 2008 zeigte das ZDF mit 
:m Erfolg bei Publikum ·un d Medien die 
'«Di e Deutschen>>. Die Idee und die Machart 
en mir. Ich war damals Chefredaktor des 
:izer Fernsehens und schlug meiner Chefin 
l Deltenre vor, zu versuchen, in der Schweiz 
Áhnliches zu machen, als nationale Produl;<.-
lier SRG-Sender. Erste Brainstorno.ing-Listen 
amen gingen i..1 Zirkulation. Schon der Name 
Waldmann loste ausserhalb der Deutsch-

:iz die Frage aus: «W er ist das?>> Die Reaktion 
ollegen in Genf und in Lugano war skeptisch. 
ist zu viel Geld für Sendungen, die nieman-
lteressieren und die wir niemals um 20 Uhr 
1 konnen>>, wurde moniert. 
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rhin gelang es rnir, nun als Fernsehdirektor, 
Generaldirektor Armin Walpen zu begeis-
C',r bevvilligte ino. Herbst 2009 nationale Gel-
r di e Produktion einer Pilotfolge, für die man 

Kostengründen wurden aber nur vier Folgen in 
Auftrag gegeben. Das war keine gu te Idee, wie sich 
nun zeigt. Mit zehn Folgen hatte man eine Vielfalt 
an Personlichkeiten abdecken konnen. Au.f den 
ersten Listen standen zum z. B. auch der Mathéma-
tilcer Leonhard Euler, die Reformatoren Zwingli 
und Calvin, der Bauernführer Niklaus Leuenber-
ger, der Handelspionier Kaspar Jodok von Stockal-
per, die Malerin Angelika Kauffmann, der Bünd-
ner Freiheitski:i.mpfer Jürg Jenatsch, di e Schriftstel-
lerin Johanna Spyli, der Universalgelehrte Al-
brecht von Haller, der Bildhauer Vincenzo Vela 
oder der Padagoge Heimich Pestalozzi. Sie hatten 
ein breites Spektrum wiedergegeben. Doch sie flo-
gen alle raus, weil die SRG, die immerhin über ein 
Budget von 1650 Millionen verfügt, sich nicht in 
der Lage sah, für 10 Folgen zusatzliche 5 oder 6 

aufzubringen. 
Am Schluss einigte man sich auf die nun reali-

sierte Auswahl Werner Stauffacher, Hans Wald-
mann l Niklaus von Flüe, Guillaume-Henri Dufour 
und Alfred Escher l Stefano Franscini, die Últsach-
lich sehr eng wirkt und die den Anspruch, einen 
Bogen der letzten 900 Jahre Schweizer Geschichte 

etwas ratlos, welche Frau, die vor 1900 gelebt hat, 
in eine vierteilige Reihe gehort hatte. In der 
Schweiz gelangten bis ins 20. Jahrhundert nur 
Manner an die Hebel der Macht. Das ist bedau-
ernswert, aber es ist so. E:in:e Liste mit 50 Prozent 
Frauen würde ein verfalschtes Bild vermitteln. 

Eine andere Kritik st6sst hingegen ins Leere. 
«Man tut so, als ob Einzelne die Schweiz pragten», 
bemangelt SP-Standeratin Anita Fetz. Sie irrt: 
Natürlich haben Einzelpersonen die Geschichte 
gepragt. Kommt dazu, dass Geschichte irn Fern-
sehen nur vermittelt werden kann, wenn man sie 
anhand von Personen erzahlt. In der «NZZ am 
Sonntag» kritisiert Manfred Papst, die Fixierung 
«auf ein halbes Dutzend Helden>> sei «antiquiert». 
Man hatte über den Alltag berichten und «Macht-
strukturen und Abhangigkeiten» analysieren sol-
len. Wie soll das gehen, wenn ni eh t über Personen? 

Beino. Anschieben von «Die Schweizer>> hatte 
ich auch noch eine andere Absicht. In andern Lan-
dern haben fiktionale, historische ( Gross-)Produk-
tionen eine lange Tradition. Man denke an «Der 
Untergang» mit Bruno Ganz oder an «Die Flucht» 
rnit Maria FnrtwiinP"l"'r Di"' Sr.hwP.Í7 h:.t in7UTÍ-

Nachstes Jahr kommt «Paul Grüninger>> ins Kinp-
der erste historische Spielfilm seit «Das Boot ist 
voll» von 1980. «Die Schweizer>> sollte auch eine 
Übungswiese für die Schweizer Produktionsszene 
werden. Wo und wie kann man in der dichtbesie-
delten Schweiz noch so drehen, dass es wie um 1315 
oder 1470 aussieht? Wie sprachen die Menschen 
vor 500 oder 800 Jahren? Die Drehbücher sind 
auch eine riesige Herausforderung fur Set-Bau, 
Requisite, Maske; und wie macht man am 'compu-
ter aus einem Dutzend Statisten eine Massenver-
sammlung? Solche Technik ist meines Wissens in 
der Schweiz bisher noch nie eingesetzt worden. 

«llfeh Driick» 

Nun kanu man sich das Resultat also am Bild-
schirm ansehen. Sicher: Ein paar Mal merkt man, 
dass die Barte angeklebt sind. Die Dialoge sind 
manclrrnal etwas holprig. Die historischen Kleider 
sind so sauber, als kamen sie direkt aus dem 
Kostümfundus. Man wünscht sich «meh Drack>>. 
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